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Zuverlässigkeit 
und Widerruf  
 
lt. WaffG (2009) und WaffVwV (2011) 
Unterscheidung der absoluten Unzuverlässigkeit und der vermuteten, 
widerlegbaren Regelunzuverlässigkeit, sowie die Folgen und Regularien 
beim Widerruf bzw. Erlöschung einer Erlaubnis für private Besitzer 

 



Zuverlässigkeit 

anhand des WaffG und der WaffVwV 
 
Das Waffengesetz (WaffG) unterscheidet zwischen  

 absoluter Unzuverlässigkeit und  

 Regelunzuverlässigkeit (widerlegbare Vermutung) 
 bestimmt die Regularien von Entzug und Widerruf 

 und wird in der Waffenverwaltungs-Verordnung WaffVwV definiert 
 

WaffG § 5 Zuverlässigkeit 
WaffVwV zu § 5: Zuverlässigkeit 
5.1 Die waffenrechtliche Zuverlässigkeit nach dieser Vorschrift ist unabhängig von der Zuverlässigkeitsprüfung 
auf Grund anderer Rechtsnormen zu prüfen.  An die Zuverlässigkeit eines Ausländers sind grundsätzlich die 
gleichen Anforderungen zu stellen wie an die Zuverlässigkeit eines deutschen Staatsangehörigen. 
 

 (1) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, 

§ 5 Abs. 1 nennt die Fälle der absoluten Unzuverlässigkeit. Gegenstand eines Verbrechens oder einer sonstigen 
Straftat können alle entsprechenden Tatbestände des Strafrechts oder des Nebenstrafrechts sein. Liegt ein 
derartiger Fall absoluter Unzuverlässigkeit vor, so ist der Antrag für eine Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 
abzulehnen. Eine bereits erteilte Erlaubnis ist nach § 45 Abs. 1 zurückzunehmen oder nach § 45 Abs. 2 Satz 1 zu 
widerrufen.   
5.2 In Absatz 1 ist - gerade auch in Abgrenzung zur Regelunzuverlässigkeit nach Absatz 2 - keine 
Härtefallregelung vorgesehen. 
 

1. die rechtskräftig verurteilt worden sind 

a) wegen eines Verbrechens oder 

b) wegen sonstiger vorsätzlicher Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr, 

c) wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung zehn Jahre noch nicht 

verstrichen sind, 

Im Fall der Nummer 1 ist die rechtskräftig abgeurteilte Verletzung der Rechtsordnung von einem solchen 
Gewicht, dass das Vertrauen in die Zuverlässigkeit im Umgang mit Waffen und Munition für die Dauer der 
Zehn-Jahres-Frist als nicht wieder herstellbar anzusehen ist. Die inhaltliche Richtigkeit rechtskräftiger 
Verurteilungen der Strafgerichte ist insofern ebenso wie in den Fällen des § 5 Abs. 2 Nr. 1 durch die 
Waffenbehörden weder im Hinblick auf die Verurteilung an sich noch im Zusammenhang mit den 
ausgesprochenen Strafmaß in Frage zu stellen. 
 

2. bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

a) Waffen oder Munition missbräuchlich oder leichtfertig verwenden werden, 

b) mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder sachgemäß umgehen oder diese 

Gegenstände nicht 

c) sorgfältig verwahren werden, 

d) Waffen oder Munition Personen überlassen werden, die zur Ausübung der tatsächlichen 

Gewalt über diese Gegenstände nicht berechtigt sind. 

http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/waffg_2002/gesamt.pdf
http://www.vus-ev.de/docs/waffvwv-2011.pdf


Im Fall der Nummer 2 geht es um die auf Tatsachen gestützte Prognose eines spezifisch waffenrechtlich 
bedenklichen Verhaltens, aus dem mit hoher Wahrscheinlichkeit der Eintritt von Schäden für hohe Rechtsgüter 
resultiert, sei es durch das Verhalten des Antragstellers selbst (Buchstabe a und b erste Alternative) oder 
anderer (Buchstabe b zweite Alternative und Buchstabe c). Die Tatsachen müssen nachgewiesen und so 
erheblich sein, dass sie den Schluss auf die Unzuverlässigkeit des Antragstellers zulassen. 
 

(2) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Personen nicht, die 

5.3 Abs. 2 nennt die Fälle der Regelunzuverlässigkeit. Hier wird die Unzuverlässigkeit widerlegbar vermutet. 
 

1.  (Anm. verurteilte Straftaten) 

a) wegen einer vorsätzlichen Straftat, 

b) wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition 

oder 

Im Bezug auf die in § 5 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b genannten Straftaten ist zu beachten: Ist beim Strafmaß eine 

Verurteilung nicht waffenrechtlich relevant, so ist sie außer Betracht zu lassen und lediglich auf die Summe der 

Einzelstrafen für die waffenrechtsrelevanten Straftaten abzustellen. 

c) explosionsgefährlichen Stoffen oder wegen einer fahrlässigen gemeingefährlichen Straftat, 

d) wegen einer Straftat nach dem Waffengesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von 

Kriegswaffen, dem Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz  

zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens 

zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind oder bei denen die 

Verhängung von Jugendstrafe ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der 

letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind, 

Die Behörde hat strafgerichtliche Feststellungen allenfalls dann ihrer Entscheidung nicht oder doch nicht ohne 
weitere Ermittlungen zugrunde zu legen, wenn für sie ohne Weiteres erkennbar ist, dass die Verurteilung auf 
einem Irrtum beruht, oder wenn sie ausnahmsweise in der Lage ist, den Vorfall besser als die 
Strafverfolgungsorgane aufzuklären. Eine Unterscheidung danach, ob die begangene Straftat aus dem 
beruflichen Umfeld des Verurteilten herrührt, ist vom Gesetz nicht vorgesehen. Auch die Heranziehung einer 
Verurteilung aus der Vergangenheit verletzt keine Aspekte des Vertrauensschutzes des Antragstellers. Nicht 
ausgeschlossen ist jedoch, dass im Einzelfall die Regelunzuverlässigkeitsvermutung ausnahmsweise 
durchbrochen werden kann. Die dazu vorliegende obergerichtliche Rechtsprechung hat diesen Ausnahmefall 
z.B. dann angenommen, wenn sich aus der Straftat, aus dem Strafverfahren oder aus sonstigen gewichtigen 
Gründen ergibt, dass sich der vorliegende Fall deutlich von den normalen Fällen, in denen die Vorschrift 
anzuwenden ist, abweicht.  
 
Eine bisher tadelsfreie Lebensweise genügt dafür nicht, auch nicht die Begehung von Straftaten ohne 
Waffenbezug wie z.B. das Vorenthalten oder die Verurteilung von Arbeitsentgelt oder Betrug. 
 
Bei Verurteilungen, die nur im Regelfall und nicht absolut zur Unzuverlässigkeit führen, ist in jedem Einzelfall 
durch die Behörde zu prüfen, ob besondere Umstände ausnahmsweise den Schluss auf die Zuverlässigkeit 
zulassen. In Fällen, die keinen Waffen-, Gewalt- oder Trunkenheitsbezug haben (z. B. bei bloßen Vermögens- 
oder Abgabedelikten) soll besonders genau geprüft werden, ob ein Regel- oder Ausnahmefall vorliegt. 
 
Bei Jugendlichen sind nur Strafen nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) berücksichtigungsfähig. Andere Folgen 
einer Jugendstraftat dürfen in diese Beurteilung nicht einbezogen werden. 
  



2. Mitglied 

a) in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar verboten wurde 

oder der einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz unterliegt, oder 

b) in einer Partei, deren Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht nach § 46 des 

Bundesverfassungsgerichtsgesetzes festgestellt hat, waren, wenn seit der Beendigung der 

Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen sind, 

5.4 In Nummer 2 reicht die bloße Mitgliedschaft in einer als verfassungswidrig anerkannten Organisation aus, 
wobei die Organisation die Verbotsmerkmale besessen haben muss, als der Betreffende Mitglied der 
Organisation war. 
(Anm.  Abs. 5 : Beispielsweise bietet sich ergänzend zur Anfrage bei der örtlichen Polizeidienststelle im Einzelfall 
eine Anfrage bei der zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz nach dort vorhandenen Erkenntnissen  
im Hinblick auf Unzuverlässigkeitsgründe nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b) 
 
 

3. einzeln oder als Mitglied einer Vereinigung Bestrebungen verfolgen oder unterstützen oder in den 

letzten fünf Jahren verfolgt oder unterstützt haben, die  

a) gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 

b) gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche 

Zusammenleben derVölker, gerichtet sind, oder 

c) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige 

Belange der Bun desrepublik Deutschland gefährden, 

Nummer 3 verlangt konkrete Aktivitäten mit entsprechender Zielrichtung in oder außerhalb einer Vereinigung. 
Während in § 5 Abs. 2 Nr. 2 die bloße Mitgliedschaft in einer als verfassungswidrig anerkannten Organisation 
ausreicht, verlangt § 5 Abs. 2 Nr. 3 aktives, zielund zweckgerichtetes, nicht notwendigerweise aggressiv-
kämpferisches Vorgehen in oder außerhalb einer Vereinigung gegen ein in Nummer 3 genanntes Schutzgut, 
ohne dass vorher zwingend ein Gericht entschieden hat. Damit können auch bei entsprechender Betätigung 
Mitglieder einer Vereinigung unterhalb der Funktionärsebene von der Vorschrift erfasst werden. 
 
(Anm. Abs. 5: Beispielsweise bietet sich ergänzend zur Anfrage bei der örtlichen Polizeidienststelle im Einzelfall 
eine Anfrage bei der zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz nach dort vorhandenen Erkenntnissen  
im Hinblick auf Unzuverlässigkeitsgründe nach § 5 Abs. 2 Nr. 3) 
 

4. innerhalb der letzten fünf Jahre mehr als einmal wegen Gewalttätigkeit mit richterlicher 

Genehmigung in polizeilichem Präventivgewahrsam waren, 

5. wiederholt oder gröblich gegen die Vorschriften eines der in Nummer 1 Buchstabe c genannten 

Gesetze verstoßen haben. 

In Nummer 5 sind auch Strafverfahren ohne Verurteilung und Ordnungswidrigkeiten zu berücksichtigen. Die 
Fünf-Jahres-Frist des § 5 Abs. 2 Nr. 1 gilt hier nicht. „Gröblich“ meint eine schuldhafte (vorsätzliche oder 
fahrlässige), nach objektivem Gewicht und Vorwerfbarkeit schwerwiegende, womöglich mit Nachdruck 
begangene Zuwiderhandlung. Für „wiederholt“ reicht eine einmalige Wiederholung aus, so dass schon der 
zweite Verstoß mit obigem Inhalt die Zuverlässigkeit ernstlich in Frage stellt. 
 

(3) In die Frist nach Absatz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 Nr. 1 nicht eingerechnet wird die Zeit, in welcher der 

Betroffene auf behördliche oder richterliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

(4) Ist ein Verfahren wegen Straftaten im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 oder des Absatzes 2 Nr. 1 noch 

nicht abgeschlossen, so kann die zuständige Behörde die Entscheidung über den Antrag auf Erteilung 

einer waffenrechtlichen Erlaubnis bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens aussetzen. 



(5) Die zuständige Behörde hat im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung folgende Erkundigungen 

einzuholen: 

1. die unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister; 

2. die Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister 

hinsichtlich der in Absatz 2 Nr. 1 genannten Straftaten; 

3. die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle, ob Tatsachen bekannt sind, die 

Bedenken gegen die Zuverlässigkeit begründen; die örtliche Polizeidienststelle 

schließt in ihre Stellungnahme das Ergebnis der von ihr vorzunehmenden Prüfung 

nach Absatz 2 Nr. 4 ein. 

Die nach Satz 1 Nr. 2 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur für den Zweck der 

waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung verwendet werden. 

5.5 § 5 Abs. 5 enthält eine Regelung zu den Erkenntnisquellen, die nach Bundesrecht verpflichtend bei der 
Zuverlässigkeitsprüfung heranzuziehen sind. Diese Regelung nennt die nutzbaren Erkenntnisquellen nicht 
abschließend.  
 
Beispielsweise bietet sich ergänzend zur Anfrage bei der örtlichen Polizeidienststelle im Einzelfall eine Anfrage 
bei der zuständigen Landesbehörde für Verfassungsschutz nach dort vorhandenen Erkenntnissen  
im Hinblick auf Unzuverlässigkeitsgründe nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b und Nr. 3 in Verbindung mit § 
43 Abs. 2 an. Diese sollte insbesondere dann erfolgen, wenn sich entsprechende Hinweise aus den 
Stellungnahmen der nach § 5 Abs. 5 zwingend anzufragenden Stellen ergeben.  
 
Die Landesbehörde für Verfassungsschutz darf auf eine entsprechende Anfrage bei ihr vorhandene Erkenntnisse 
einschließlich personenbezogener Daten an die Waffenbehörde auf der Grundlage der Übermittlungs-
vorschriften des Landesverfassungsschutzgesetzes übermitteln; auf § 43 Abs. 2 wird hingewiesen. 
 
Die Anfrage der Waffenbehörde bei der örtlichen Polizei nach § 5 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 kann 
auch über eine übergeordnete Polizeidienststelle (z.B. Landeskriminalamt) erfolgen. Sie stellt 
auf die Abfrage vorhandener Erkenntnisse ab. Dies sollte im Anschreiben an die Polizei mit 
aufgenommen werden. 
 

WaffG § 36 Aufbewahrung von Waffen oder Munition 
Bei den durchzuführenden Kontrollen ist nicht nur der Waffenschrank sondern auch der Inhalt zu überprüfen 
und mit dem aktenkundigen Bestand abzugleichen.  

 
(3)  … Besitzer von erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbotenen Waffen haben 
außerdem der Behörde zur Überprüfung der Pflichten aus den Absätzen 1 und 2 Zutritt zu den 
Räumen zu gestatten, in denen die Waffen und die Munition aufbewahrt werden. Wohnräume  
dürfen gegen den Willen des Inhabers nur zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit betreten werden; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 
 
Wer als Waffenbesitzer bei einer verdachtsunabhängigen Kontrolle den Zutritt zum Aufbewahrungsort der 
Waffen oder Munition verweigert, muss wegen der zu respektierenden Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 
Abs. 1 GG) zwar nicht mit einer Durchsuchung gegen seinen Willen rechnen; dennoch bleibt eine nicht 
nachvollziehbare Verweigerung der Mitwirkungspflicht nicht folgenlos.  
 
Denn wer wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften des Waffengesetzes verstößt, gilt gemäß § 5 Abs. 2 
Nr. 5 regelmäßig als unzuverlässig und schafft damit selbst die Voraussetzungen für den möglichen Widerruf 
seiner waffenrechtlichen Erlaubnis nach § 45 Abs. 2. 
  



§ 45 Rücknahme und Widerruf 
(1) Eine Erlaubnis nach diesem Gesetz ist zurückzunehmen, wenn nachträglich bekannt wird, 

dass die Erlaubnis hätte versagt werden müssen. 

 
45.1 Der Begriff „Erlaubnis nach diesem Gesetz“ (§ 45 Abs. 1) ist weit auszulegen und umfasst alle durch 
Verwaltungsakt begründeten Berechtigungen ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung, also z. B. auch 
Zustimmungen, Ausnahmen, Einwilligungen sowie Zulassungen und nach § 58 Abs. 1 Satz 1 fortgeltende 
Erlaubnisse. 

 
(2) Eine Erlaubnis nach diesem Gesetz ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, 

die zur Versagung hätten führen müssen. Eine Erlaubnis nach diesem Gesetz kann auch 
widerrufen werden, wenn inhaltliche Beschränkungen nicht beachtet werden. 

 
45.2 Für den Widerruf gilt – in Abgrenzung zur Rücknahme – Folgendes: Ein nachträgliches Eintreten von 
Tatsachen nach § 45 Abs. 2 Satz 1 liegt dann vor, wenn solche Tatsachen nach Erteilung der Erlaubnis 
eingetreten sind. 

 
(3) Bei einer Erlaubnis kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 im Fall eines vorübergehenden 

Wegfalls des Bedürfnisses, aus besonderen Gründen auch in Fällen des endgültigen Wegfalls 
des Bedürfnisses, von einem Widerruf abgesehen werden. Satz 1 gilt nicht, sofern es sich um 
eine Erlaubnis zum Führen einer Waffe handelt. 

 
45.3 § 45 Abs. 3 trifft eine besondere Regelung für den Wegfall der Erlaubnisvoraussetzung des Bedürfnisses (§ 
4 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 8) (Anm. hierfür gibt es ein Extra Dossier: Bedürfniskontrolle) 

 
(4) Verweigert ein Betroffener im Fall der Überprüfung des weiteren Vorliegens von in diesem 

Gesetz oder in einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
vorgeschriebenen  Tatbestandsvoraussetzungen, bei deren Wegfall ein Grund zur 
Rücknahme oder zum Widerruf einer Erlaubnis oder Ausnahmebewilligung gegeben wäre, 
seine Mitwirkung, so kann die Behörde deren Wegfall vermuten. Der Betroffene ist hierauf 
hinzuweisen. 

 
45.4 Für den Widerruf von Erlaubnissen im gewerblichen Bereich gelten folgende verfahrensrechtlichen 
Besonderheiten (Anm. die hier nicht aufgeführt werden) 

 
(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 

haben keine aufschiebende Wirkung, sofern die Erlaubnis wegen des Nichtvorliegens oder 
Entfallens der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 zurückgenommen oder widerrufen 
wird. 

 
45.5 Wird die Erteilung einer Waffenbesitzkarte, eines Munitionserwerbscheins oder eines Waffenscheins 
wegen Unzuverlässigkeit oder fehlender körperlicher Eignung zurückgenommen oder widerrufen, so ist die 
Entscheidung, sobald sie vollziehbar oder nicht mehr anfechtbar ist, dem Zentralregister nach Nummer 4.2 
mitzuteilen (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b BZRG). 
 

  



WaffG § 46 Weitere Maßnahmen 
 

(1) Werden Erlaubnisse nach diesem Gesetz zurückgenommen oder widerrufen, so hat der 
Inhaber alle Ausfertigungen der Erlaubnisurkunde der zuständigen Behörde unverzüglich 
zurückzugeben. Das Gleiche gilt, wenn die Erlaubnis erloschen ist. 

 
46.1 Nach § 46 Abs. 1 Satz 1 sind die Erlaubnisdokumente unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, 
herauszugeben. Die Herausgabe der Ausfertigungen innerhalb von zwei Wochen ist in der Regel als 
unverzüglich in diesem Sinne anzusehen. 

 
(2) Hat jemand auf Grund einer Erlaubnis, die zurückgenommen, widerrufen oder erloschen ist, 

Waffen oder Munition erworben oder befugt besessen, und besitzt er sie noch, so kann die 
zuständige Behörde anordnen, dass er binnen angemessener Frist die Waffen oder Munition 
dauerhaft unbrauchbar macht oder einem Berechtigten überlässt und den Nachweis darüber 
gegenüber der Behörde führt. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann die zuständige 
Behörde die Waffen oder Munition sicherstellen. 

 
46.2 Die Waffenbehörde hat in der Regel von einer der Ermächtigungen des § 46 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und 
Abs. 4 Satz 1 Gebrauch zu machen. Beim Unbrauchbarmachen kann es sich, sofern keine Erlaubnis zur 
Bearbeitung einer Schusswaffe vorliegt, nur um ein Zerstören von Schusswaffen handeln (siehe Anlage 1 
Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nr. 1.4) 

 
(3) Besitzt jemand ohne die erforderliche Erlaubnis oder entgegen einem vollziehbaren Verbot 

nach § 41 Abs. 1 oder 2 (Anm. Waffenverbot für den Einzelfall) eine Waffe oder Munition, so 
kann die zuständige Behörde anordnen, dass er binnen angemessener Frist  

1. die Waffe oder Munition dauerhaft unbrauchbar macht oder einem Berechtigten 
überlässt oder 

2. im Fall einer verbotenen Waffe oder Munition die Verbotsmerkmale beseitigt und 
3. den Nachweis darüber gegenüber der Behörde führt. 
4. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann die zuständige Behörde die Waffe oder 

Munition sicherstellen. 
 
46.3 In § 46 Abs. 2 und 3 ist ein mehrstufiges Verfahren geregelt. Es handelt sich, wie bei §37 Abs. 1 Satz 2 und 
3 (Anm. Anzeigepflichten bei Tod, Insolvenz etc.), um ein verwaltungsrechtliches Verfahren; dieses ist zu 
unterscheiden vom Verfahren mit sanktionsrechtlichem Hintergrund nach § 54 (Anm.: Entziehung durch eine 
Straftat). Als erste Stufe ist eine Anordnungsverfügung nach § 46 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 vorgesehen 
und als zweite Stufe die Sicherstellung als Vollstreckungsmaßnahme. 

 
(4) Die zuständige Behörde kann Erlaubnisurkunden sowie die in den Absätzen 2 und 3 

bezeichneten Waffen oder Munition sofort sicherstellen 
1. in Fällen eines vollziehbaren Verbots nach § 41 Abs. 1 oder 2 oder 
2. soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Waffen oder Munition 

missbräuchlich verwendet oder von einem Nichtberechtigten erworben werden 
sollen. 

Zu diesem Zweck sind die Beauftragten der zuständigen Behörde berechtigt, die Wohnung 
des Betroffenen zu betreten und diese nach Urkunden, Waffen oder Munition zu 
durchsuchen; Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch 
durch die zuständige Behörde angeordnet werden; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Widerspruch und 
Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung. 

 
  



In § 46 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ist ein einstufiges Vollstreckungsverfahren geregelt. Hier kann die Sicherstellung 
sofort, d. h. ohne vorherige Verwaltungsakte nach § 41(Waffenverbot für den Einzelfall) oder § 45 oder 
Anordnung nach § 46 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1, erfolgen. Die Sicherstellung kommt auch in Betracht, 
wenn sich die Waffe in der Obhut der Behörde befindet 
 
46.4 Besonderheiten bei der sofortigen Sicherstellung, wenn sich die Gegenstände im Besitz des Betroffenen 
befinden: Nach § 46 Abs. 4 Satz 2 ist die Durchsuchung einer Wohnung möglich. Hierbei ist das Grundrecht auf 
Unversehrtheit der Wohnung im Sinne von Artikel 13 Abs. 2 GG zu beachten. 
 
Welches Gericht für die Anordnung der Wohnungsdurchsuchung zuständig ist, bestimmt sich in Ermangelung 
einer speziellen Regelung im Waffengesetz nach dem allgemeinen Gefahrenabwehrrecht der Länder. 
 
Nach § 46 Abs. 4 Satz 2, 2. Halbsatz kann ausnahmsweise bei Gefahr im Verzug die Durchsuchung durch die 
zuständige Behörde angeordnet werden. Gefahr im Verzug ist gegeben, wenn im Einzelfall Tatsachen 
vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die vorherige Einholung der richterlichen Anordnung den Erfolg der 
Durchsuchung gefährden würde. 

 
(5) Sofern der bisherige Inhaber nicht innerhalb eines Monats nach Sicherstellung einen 

empfangsbereiten Berechtigten benennt oder im Fall der Sicherstellung verbotener Waffen 
oder Munition nicht in dieser Frist eine Ausnahmezulassung nach § 40 Abs. 4 beantragt, kann 
die zuständige Behörde die sichergestellten Waffen oder Munition einziehen und verwerten 
oder vernichten. Dieselben Befugnisse besitzt die zuständige Behörde im Fall der 
unanfechtbaren Versagung einer für verbotene Waffen oder Munition vor oder rechtzeitig 
nach der Sicherstellung beantragten Ausnahmezulassung nach § 40 Abs. 4. Der Erlös aus 
einer Verwertung der Waffen oder Munition steht nach Abzug der Kosten der Sicherstellung, 
Verwahrung und Verwertung dem nach bürgerlichem Recht bisher Berechtigten zu. 

 
46.5 Nach § 46 Abs. 5 Satz 1 wird den Waffenbehörden die Möglichkeit eingeräumt, auf den Verkauf von 
eingezogenen Waffen zu verzichten. Dies hat den Vorteil, dass sich staatliche Stellen nicht mehr als 
„Waffenhändler“ gerieren müssen und sich die Anzahl der im „Umlauf“ befindlichen Waffen reduzieren würde.  
 
Eine Entschädigungspflicht im Hinblick auf Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 GG wird durch eine Vernichtung nicht 
ausgelöst. Zum einen geht das Eigentum bereits durch die Einziehung kraft Gesetzes an die einziehende 
Körperschaft über, zum anderen entfällt die Entschädigungspflicht bei Sachen, von denen Gefahren für 
Rechtsgüter ausgehen können, wozu Waffen zu zählen sind. 
 
Die Behörde kann nunmehr entscheiden, ob sie die sichergestellte Waffe oder Munition nach deren Einziehung 
verwertet oder vernichtet. 
 
Im Rahmen der Verwertung nach § 46 Abs. 5 zieht die Behörde die ihr tatsächlich entstandenen Kosten (für 
Sicherstellung, Verwahrung und Verwertung) ab. Wer nach § 46 Abs. 5 „nach bürgerlichem Recht bisher 
Berechtigter“ ist, entscheidet sich nach der eigentumsrechtlichen Zuordnung der Waffe. 
 
 

Die Zitate stammen original aus den verlinkten Seiten des WaffG und der WaffVwV mit 
Datum vom 08.12.2011. 
 
Unterstreichungen, Farbwahl und Anmerkungen in Klammern von Katja Triebel. 
Alle Angaben ohne Gewähr. Verbreitung mit Quellangaben ist zulässig. 
 

http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/waffg_2002/gesamt.pdf
http://www.vus-ev.de/docs/waffvwv-2011.pdf

